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editorial kommunalpolitisches Forum zur 
novellierung des abFallgesetzesliebe leserinnen und leser,

mit unserem neuen Mitgliedermagazin 
THÜRINGEN KOMMUNAL verfügt end-
lich auch die KPV Thüringen über eine 

eigene Publi-
kat ionsplatt-
form, die einem 
schon lange ge-
hegten Wunsch 
unserer kom-
munalen Man-
datsträger nach 
regelmäßigen 
Informationen 
über kommu-

nalpolitisch relevante Themen gerecht 
wird. Auf diesem Wege wollen wir den 
Austausch von Ideen und Informationen 
aus der Landes- und Bundespolitik für 
Sie neu bzw. qualitativ besser organisie-
ren und damit die KPV als Netzwerk von 
und für kommunale Mandatsträger aus-
bauen. Nur so kann und – ich bin mir si-
cher – wird es uns gemeinsam gelingen, 
dass die KPV auch künftig als Dienstleis-
ter für die zahlreichen ehrenamtlichen 
Mandatsträger, wahrgenommen wird.

Natürlich soll das neue Magazin auch 
mithelfen, die Außenwirkung der KPV 
als eine bedeutende Gemeinschaft von 
über 3.000 Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitikern innerhalb der 
Thüringer Union zu verstärken.

Viel Spass beim Lesen unseres neuen 
Magazins wünscht Ihnen

Gerhard Günther MdL
Landesvorsitzender der KPV Thüringen

   KOMMUNALPOLITISCHE
 VEREINIGUNG DER CDU
THÜRINGENKPV

   KOMMUNALPOLITISCHE
 VEREINIGUNG DER CDU
THÜRINGENKPV

3. KoMMuNAlpolItISchES foRuM DER
KpV MIt uMwEltStAAtSSEKREtäRIN 
KAthERINA REIchE MdB / SEItE 1

KoNRAD- ADENAuER- pREIS fÜR KoM-
MuNAlpolItIK GING ERStMAlS NAch 
thÜRINGEN / SEItE 4

KpV NoRDhAuSEN NIMMt fAhRt Auf /
SEItE 4

Auch künftig sollen den Kommunen 
Thüringens bei der Abfallentsorgung 
bzw. -wirtschaft als ein Teil der Daseins-
vorsorge so viel wie möglich Entschei-
dungs- und Handlungsmöglichkeiten 
eingeräumt werden, auch wenn der 
aktuelle Entwurf des neuen Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes der privaten Ent-
sorgungswirtschaft mehr Spielräume 
verschafft, fasst der Stellvertretende 
Landesvorsitzende der Kommunalpo-
litischen Vereinigung der CDU Thürin-
gen, Michael Pabst, das Ergebnis einer 
eigens zur geplanten Novellierung des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes am 16. Fe-
bruar dieses Jahres in Erfurt angesetz-
ten Informationsveranstaltung mit der 
Parlamentarischen Staatssekretärin im 
Bundesumweltministerium Katherina 
Reiche zusammen.

Nach Auffassung von Michael Pabst, der 
die Veranstaltung moderierte, wäre es 
wünschenswert, wenn die Kommunen 
vor Ort selbst über die Übertragung 
oder Nicht-Übertragung gewerblicher 
Sammlungen weiterhin frei entschei-
den dürften. Andererseits müsse man 
jedoch auf Seiten 
der Kommunen 
auch realistisch 
einschätzen, dass 
allein schon die 
Umsetzung von 
EU-Recht ein-
schließlich wett-
b e w e r b l i c h e r 
Kriterien eine 
Vorrangposition 
der Kommunen 
erschwert. Aus 

diesem Grunde plädiert die KPV erst 
recht für ein entscheidendes Mitbestim-
mungsrecht der Kommunen.

Auf dem Forum wurde die Überregulie-
rung seitens der EU kritisiert, die unter 
anderem durch die Forderung nach einer 
flächendeckenden Einführung der „Bio-
Tonne“ auch im ländlichen Raum deut-
lich wurde, und wo aufgrund der Eigen-
kompostiermöglichkeiten tatsächlich 
nach der Sinnhaftigkeit zu fragen ist. Ein 
weiteres Sorgenkind der kommunalen 
Entsorger ist zudem die in der Novelle 
geforderte flächendeckende Einführung 
einer sogenannten Wertstofftonne für 
die verbesserte Erfassung besonders 
wertstoffhaltiger Abfälle (z. B. seltene 
Technologiemetalle). Nach Auffassung 
der kommunalen Entsorger vor Ort füh-
re diese zu einer weiteren Aufspaltung 
der Abfallentsorgung und damit zwangs-
läufig auch zu einer höheren Belastung 
der Gebührenzahler. Und im Gesetzent-
wurf bleibt auch ungeklärt, wer die mit 
der Einführung dieser „Wertstofftonne“ 
verbundenen Anfangsinvestitionen 
trägt. Aus Sicht der KPV Thüringen ist 

letztendlich wich-
tig, dass in dem 
neuen Gesetz die 
Rechte und Pflich-
ten zwischen den 
Kommunen und 
Privaten gerecht 
verteilt und eine 
„Rosinenpickerei“ 
bei der gewinn-
bringenden Abfal-
lentsorgung ver-
mieden wird.

Katherina Reiche MdB erklärt den Teilnehmern 
des Forums am 16. Februar 2011 die geplanten 
Änderungen des Abfallgesetzes
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von Jörg geibert,  
thüringer innenminister

Unsere Gesellschaft verändert sich 
permanent: teils aufgrund langfristiger 
Prozesse wie beispielsweise der Abnah-
me bzw. Alterung der Bevölkerung oder 
der Globalisierung, teils durch Verän-
derungen von Verhaltensmustern und 
Anforderungen im beruflichen wie im 
privaten Bereich (mehr Diskontinuität, 
höhere Mobilität und Flexibilität).

Diese Veränderungen, einherge-
hend mit massiven finanziellen Folgen, 
erfordern eine Gestaltung auch durch 
den Freistaat Thüringen. Strukturen 
und Aufgaben des Freistaates müssen 
deshalb entsprechend ihrer Bedeutung, 
ihrer Effizienz sowie ihrer Bürgernähe 
für Thüringen, seine Bürger, seine Kom-
munen und seine Unternehmen bewer-

tet werden. Die Landes- wie auch die 
Kommunalpolitik muss Schwerpunkte 
in ihrer jeweiligen Aufgabenwahrneh-
mung definieren. Aufgaben, die zukünf-
tig keinen Schwerpunkt mehr darstel-
len können, werden auch aufgrund der 
finanziellen Rahmenbedingungen in 
geringerem Umfang als heute erledigt 
werden bzw. ganz wegfallen müssen. 

Gleichzeitig basiert unsere Demo-
kratie auf der Akzeptanz von Entschei-
dungen durch die Mehrheit. Weil der 
politische Gestaltungsspielraum aber 

voraussichtlich kleiner und damit die 
Schwerpunktsetzung vermutlich kon-
fliktreicher wird, ist eine stärkere Ein-
bindung der Bürger in die politischen 
Entscheidungen notwendig, um so die 

Akzeptanz einer Mehrheit zu garan-
tieren. Daher ist es unabdingbar, dass 
Informationen schon in den Phasen 
der Entscheidungsvorbereitung ausge-
tauscht werden. Ob es dabei um kom-
munale Themen wie beispielsweise die 

Gestaltung von Plätzen im Ort, um eine 
Entlastung der Bürger durch eine Um-
gehungsstraße oder um die Entschei-
dungen zu strukturellen Veränderungen 
geht. Vor allem muss eine intensive 
Bürgerbeteiligung, d.h. unter anderem 
ein umfassender Diskussionsprozess 
absehbar schwierigen Entscheidungen 
vorausgehen. Zu einem Zeitpunkt also, 
zu dem noch nicht ein Teil der Argumen-
te durch Vorfestlegungen hinfällig ge-
worden ist. Gleichzeitig darf diese neue 
Diskussionskultur natürlich nicht dazu 

führen, dass die Entscheidungen selbst 
verzögert werden. Eine Erstarrung der 
Entscheidungsfindung darf nicht die 
Nebenfolge von Transparenz und Ak-
zeptanz sein. 

Wir wollen und fordern in Thüringen 
und in den Thüringer Kommunen den 
mündigen Bürger. Das bedeutet eine 
höhere Verantwortung für den Bürger. 
Denn damit ist er nicht nur gehalten, 
sich selbst aktiv einzubringen, sondern 
er ist auch gehalten, das Ganze mit in 
den Blick zu nehmen. Einer Argumenta-
tion, die sich allein auf die persönliche 
„Betroffenheit“ reduziert und den Ge-
samtzusammenhang nicht reflektiert, 

fehlt bereits grundsätzlich die Überzeu-
gungskraft. Dennoch ist die frühzeitige 
Einbindung der Bürger in die Entschei-
dungsprozesse die bessere, ja wahr-
scheinlich sogar die einzige Alternative 
zu Protesten von Betroffenen, die sich 
erst mit den sichtbaren Auswirkungen 
einer auf rechtstaatlicher Grundlage 
getroffenen Entscheidung formieren. 
Verwaltung muss an sich transparent 
sein. Zugleich müssen demokratische 
und rechtsstaatliche Mechanismen und 
Verfahrenswege vermittelt, aber auch 
die Akzeptanz einmal getroffener Ent-
scheidungen in ihrer demokratischen 
Bindungswirkung eingefordert werden. 
Wir werden also viel mehr und stärker 
als bisher miteinander diskutieren und 
Informationen austauschen müssen. 

Thüringen hat die Rechte für die Mit-
bestimmung der Bürger geschaffen. Mit 
diesen Möglichkeiten zur Partizipation 
rückt der Bürger noch stärker in den 
Mittelpunkt – das war auch so gewollt. 
Jetzt gilt es, die direktdemokratischen 
Instrumente wie Bürgerbeteiligung, 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, mit 
denen der Bürger unmittelbar und vor 
allem auf kommunaler Ebene Gestal-
tungsmöglichkeiten hat, stärker mit Le-
ben zu füllen. Dazu sind wir alle, Bürger, 
kommunale Mandatsträger und auch 
die Landespolitik aufgerufen. 

Der Thüringer Innenminister: Jörg Geibert

GASTbeiträge
stärkere bürgerbeteiligung – notwendig zur 
gestaltung unserer gesellschaFt

„Umfassender Dis-
kussionsprozess muss 
schwierigen Entschei-
dungen vorrausge-
hen.“

„Verwaltung muss 
transparent sein.“
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von gerhard günther, 
kpv-landesvorsitzender

Ohne Zweifel muss die Politik die nöti-
gen Konsequenzen aus dem demogra-
phischen Wandel und den sich ändern-
den finanziellen Rahmenbedingungen 
ziehen und die künftigen kommunalen 
Strukturen in Thüringen dieser Ent-
wicklung anpassen, doch sollte dies 
ohne Hast, wohl überlegt und vor allem 
nicht über die Köpfe der Bürger hinweg 
geschehen. Gerade im Hinblick auf die 
aktuelle Diskussion um eine Gebietsre-
form ist eine transparente und intensive 
Beteiligung der aktiven und zum großen 
Teil ehrenamtlichen Mandatsträger vor 
Ort bei der Entscheidung der Frage, ob 
und gegebenenfalls wie die zukünfti-
gen Kreisstrukturen zu gestalten sind, 
sehr wichtig. Vorausgehen muss dieser 
Diskussion allerdings erst eine detail-

hartz-iv-vermittlungskompromiss 
entlastet kommunen um 13,8 mrd. 
euro

Völlig in den Hintergrund geriet zu-
nächst bei dem fast unerträglichen 
Hickhack um die Hartz IV-Neuregelun-
gen die damit verbundene umfassends-
te Kommunalentlastung der letzten 
Jahrzehnte. Immerhin ging es bei dem 
ursprünglichen Hartz-VI-Vermittlungs-
prozess auch um eine Milliardenschwere 
Entlastung der Städte, Gemeinden und 
Landkreise in den kommenden Jahren. 
Denn mit der Verabschiedung des um-
fangreichen Paketes für Hartz-IV-Emp-
fänger und bedürftige Kinder durch den 
Deutschen Bundestag am 11. Februar 
wurde ebenfalls auch eine in der Öffent-
lichkeit nicht so beachtete Entlastung 
der Kommunen in Höhe von insgesamt 
13,8 Mrd. Euro auf den Weg gebracht, 
von der auch die Thüringer Städte und 
Gemeinden mit mehr als 160 Mio. Euro 
profitieren werden.

entlastung nr. 1: Um zu einer spürba-
ren Verbesserung der Kommunalfinan-
zen beizutragen, soll die Finanzierung 
der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung – in der Regel ein 

lierte Aufgabenkritik sowie eine präzise 
Bewertung der tatsächlichen Einspa-
rungen infolge einer eventuellen Ge-
bietsreform. Aber auch der Kommunale 

Finanzausgleich ist – wie von der CDU-
Landtagsfraktion jetzt gefordert – auf 
den Prüfstand zu stellen und unter Be-
rücksichtigung der von den Kommunen 

beachtlicher Ausgabeposten in den 
Städten und Gemeinden – bis zum Jahre 
2014 in drei Schritten (2012: 45%, 2013: 
75% und 2014: 100%) vollständig vom 
Bund übernommen werden. An der zu 

erwartenden Entlastung der Kommu-
nen in der gesamten Bundesrepublik in 
Höhe von 12,2 Mrd. Euro würden selbst-
verständlich auch die Landkreise und 
kreisfreien Städte Thüringens partizi-
pieren.

erbrachten, aber nicht vom Bund bzw. 
Land bezahlten Leistungen neu zu ord-
nen.

Sollte sich am Ende herausstellen, dass 
die erwarteten Einsparungen doch nicht 
realisiert würden, ist natürlich auch der 
Sinn einer Vergrößerung der Landkreis-
strukturen zu hinterfragen bzw. in Frage 
zu stellen. Der Vorschlag der CDU, diese 
Aufgabenkritik in aller Ruhe und Sach-
lichkeit bis zum Jahre 2020 zu führen, 
dürfte die betroffenen Regionen zudem 
vor Schnellschüssen – wie die Forderun-
gen der LINKEN und der SPD nach einer 
schnellen Reform – bewahren, die wir 
womöglich in einigen Jahren bereuen 
würden. Wir sollten also in keinem Fal-
le den Eiferern aus den Reihen der SPD 
und der LINKEN auf den Leim gehen, 
sondern überlegt handeln!

entlastung nr. 2: Ab 2012 würden die 
Kosten der Unterkunft nicht mehr auf 
der Basis der Bedarfsgemeinschaften, 
sondern auf der Grundlage der tatsäch-
lichen Kosten erstattet werden, was 

zugunsten der Kommunen deutschland-
weit eine Entlastung in Höhe von 1,6 
Mrd. Euro ergeben soll, wie Hochrech-
nungen des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes ergaben.

„Bevor über konkre-
te Maßnahmen einer 
Landkreisreform de-
battiert wird, muss 
zunächst erst eine 
intensive Aufgaben-
kritik erfolgen!“

AktuellesKoMMuNAl
erst denken, dann handeln!

grösste entlastung der kommunen seit Jahrzehnten
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von anja sturm, schriftführerin

Der KPV-Kreisverband Nordhausen 
wählte am 10. März dieses Jahres einen 

neuen Vorstand. Der Landtagsabgeord-
nete Egon Primas wurde einstimmig als 
Vorsitzender gewählt. Weiter gehören 
dem Vorstand an: Stefan Nüßle (Stell-
vertretender Vorsitzender), Jeanet-
te Goedecke (Schatzmeisterin), Anja 

von kristin bock, 
wahlkreisbüromitarbeiterin

Am 28. Februar 2011 haben die Mit-
glieder der KPV einen neuen jungen 

Vorstand gewählt. Den Staffelstab nach 
vielen Jahren der Vorsitztätigkeit im 
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt übergab 
der KPV-Landesvorsitzende Gerhard 
Günther an Jörg Reinhardt, der für die 

Sturm (Schriftführerin) sowie Renè Full-
mann, Claudia Krumbein, Frank Rostek 
und Renè Schröter-Appenrodt jeweils 
als Beisitzer.

Grundlegende Zie-
le der KPV sind die 
Stärkung der kom-
munalen Selbst-
verwaltung sowie 
die Sicherung der 
kommunalen Fi-
nanzautonomie. 
Als Ehrengast 
konnte der KPV-
Landesvorsitzende 
Gerhard Günther, 
MdL begrüßt wer-
den, der in seinem 
Grußwort die Be-
deutung der KPV 
als Dienstleister 

für die kommunalen Mandatsträger 
hervorhob. Es fand ein reger Meinungs-
austausch statt. Dabei zeigte sich In-
formationsbedarf bei den kommunalen 
Mandatsträgern. In Ergebnis dessen 
wird eine Regionalkonferenz der KPV 

CDU im Rudolstädter Stadtrat wich-
tige Impulse setzt. Ihm zur Seite wird 
zukünftig Tobias Fischer als Stellvertre-
ter stehen. Mit dem Wechsel verbindet 
Gerhard Günther die Hoffnung, dass 

frische Ideen junger 
Kommunalpolitiker eine 
Chance erhalten. „Wir 
wollen Weiterbildung 
und aktuelle Information 
unserer Mandatsträger 
noch stärker in den Vor-
dergrund rücken und mit 
interessanten Veranstal-
tung begleiten.“ betonte 
Gerhard Günther, der 
Jörg Reinhardt mit Rat 

und Tat unterstützend zur 
Seite stehen wird.

Weiterhin in den Vorstand als Beisitzer 
gewählt wurden, Wolfgang Dütthorn, 
Frank Eilhauer, Michael Pabst und Maik 
Kowalleck. Den Vorstand komplettiert 
Steffen Heinzelmann als Schriftführer.

vorbereitet, bei der alle offenen Fragen 
diskutiert werden können. Der neue 
Kreisvorsitzende Egon Primas betonte 
abschließend die Wichtigkeit der poli-
tischen Diskussion an der Basis mit den 
Kommunalpolitikern: „ Ein frühzeitiger 
Informationsfluss und Austausch unter-
einander lassen viele Fragen und Proble-
me erst gar nicht aufkommen.“

KpV KreisverbäNde
kpv nordhausen nimmt Fahrt auF

kpv saalFeld-rudolstadt wählte 
neuen vorstand

Der neue Kreisvorstand der KPV Nordhausen mit dem Landesvorsitzenden 
Gerhard Günther 

Gerhard Günther übergibt den Staffelstab an den neuen 
Vorsitzenden Jörg Reinhardt
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Der Kreisvorsitzende der KPV Eichsfeld 
Horst Dornieden (2.v.r.) erhielt auf dem 
KPV-Bundeskongress in Weimar im No-
vember letzten Jahres aus den Händen 
der Thüringer Ministerpräsidentin Chris-
tine Lieberknecht (2.v.l.) den Konrad-
Adenauer-Preis für Kommunalpolitik in 
Gold. Horst Dornieden nahm die Aus-
zeichnung als Vorsitzender des Träger-
vereins Grenzlandmuseum Eichsfeld für 
die Erarbeitung und Veranschaulichung 
der Zeitgeschichte in einem Grenzland-
museum an der thüringisch-niedersäch-
sischen Grenze entgegen. Erstmals ging 
damit der Preis nach Thüringen – der 
KPV-Landesvorstand gratuliert!


